
 

 
 

Wöchentliche Steuernachrichten (Tax-News) 7. Juli 2025*  
 
Kroatische Steuerberaterkammer (HKPS) wird Vollmitglied der ETAF  
 
Die Kroatische Steuerberaterkammer (HKPS) ist seit dem 1. Juli 2025 offiziell Vollmitglied der 
European Tax Adviser Federation (ETAF). Dieser Entscheidung ging eine zweijährige Phase 
voraus, in der die HKPS Beobachterstatus hatte und sich aktiv an den Aktivitäten der ETAF 
beteiligte. Die HKPS wurde im November 2011 gegründet, hat ihren Sitz in Zagreb und vertritt 
den reglementierten Berufsstand der Steuerberater in Kroatien. Mit ihrem soliden rechtlichen 
Rahmen und ihrer professionellen Struktur erfüllt die HKPS alle Kriterien für eine 
Vollmitgliedschaft in der ETAF. In Anerkennung dessen hat der ETAF-Vorstand den Antrag 
der HKPS am 8. Juli 2025 einstimmig angenommen. „Wir freuen uns sehr, die Kroatische 
Steuerberaterkammer als Vollmitglied der ETAF begrüßen zu dürfen“, erklärte ETAF-
Präsident Philippe Arraou nach der Entscheidung. „Die HKPS hat in den letzten zwei Jahren 
als Beobachterin großes Engagement für die Werte und Ziele unseres Verbandes gezeigt. 
Ihre Vollmitgliedschaft ist ein logischer Schritt nach vorne und eine wertvolle Bereicherung für 
unsere gemeinsame Stimme auf europäischer Ebene. Gemeinsam werden wir uns weiterhin 
für hohe Standards im Steuerberuf einsetzen und auf eine faire und ausgewogene 
Steuergesetzgebung in Europa hinarbeiten“, fügte er hinzu. Die Vollmitgliedschaft der HKPS 
ist ein weiterer Meilenstein in der Mission der ETAF, die Stimme der regulierten 
Steuerfachleute innerhalb der Europäischen Union zu vereinen und zu stärken. Der ETAF-
Vorstand und alle seine Mitglieder freuen sich auf eine enge und fruchtbare Zusammenarbeit 
mit der HKPS in den kommenden Jahren. 
 
 

Handelsstreit mit den USA: Europäischen Union bereitet Gegenzölle vor  
 
Die Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen, erklärte am Sonntag, 
dem 13. Juli, dass die EU zu Vergeltungsmaßnahmen bereit sei, nachdem US-Präsident 
Donald Trump am Freitag damit gedroht hatte, ab dem 1. August Zölle in Höhe von 30 Prozent 
auf EU-Produkte zu erheben. Auf einer Pressekonferenz sagte Frau von der Leyen, dass 
Verhandlungen mit Washington im Gange seien. „Wir werden daher auch die Aussetzung 
unserer Gegenmaßnahmen bis Anfang August verlängern und gleichzeitig weitere 
Gegenmaßnahmen vorbereiten, damit wir jederzeit bereit sind“, sagte sie laut 
Medienberichten. „Wir werden alle notwendigen Schritte unternehmen, um die Interessen der 
EU zu wahren“, fügte sie hinzu. Die Einführung von 30-prozentigen Zöllen auf EU-Exporte 
würde wichtige transatlantische Lieferketten stören, was Unternehmen, Verbrauchern und 
Patienten auf beiden Seiten des Atlantiks schaden würde, betonte Frau von der Leyen in einer 
Presseerklärung vom Samstag, dem 12. Juli. Präsident Donald Trump hat bereits gewarnt, 
dass jegliche Vergeltungsmaßnahmen mit zusätzlichen US-Zöllen beantwortet würden. Die 
EU-Handelsminister werden am Montag, dem 14. Juli, in Brüssel über die Angelegenheit 
beraten. 
 

https://hkps.hr/


EU-Kommission startet öffentliche Konsultation zum „28. Regime“  

Um den Binnenmarkt zu stärken und innovative Unternehmen zu unterstützen, bereitet die 
Europäische Kommission einen Vorschlag für eine europäische 28. Regelung vor – einen EU-
weiten, optionalen Rechtsrahmen für Unternehmen. Dieser würde grenzüberschreitend 
tätigen Unternehmen eine harmonisierte Rechtsoption bieten und das bestehende nationale 
Gesellschaftsrecht ergänzen. Ziel dieses neuen Rechtsrahmens ist es, „die geltenden 
Vorschriften zu vereinfachen und die Kosten von Unternehmensinsolvenzen zu senken, 
indem spezifische Aspekte in relevanten Rechtsbereichen, darunter Insolvenz-, Arbeits- und 
Steuerrecht, behandelt werden“. Die 28. Regelung soll grenzüberschreitende 
Geschäftstätigkeiten insbesondere für Start-ups und Scale-ups erleichtern, indem sie die 
Nutzung von Online-Verfahren und digitalen Instrumenten fördert. Die 28. Regelung wurde im 
Wettbewerbsbarometer sowie in den Strategien für den Binnenmarkt und für Start-ups und 
Scale-ups angekündigt. Zur Vorbereitung dieser Initiative hat die GD JUST am Mittwoch, dem 
9. Juli, einen Aufruf zur Einreichung von Beiträgen gestartet. Unternehmen, 
Wirtschaftsverbände, Rechtsfachleute, Behörden und andere Interessenträger sind 
eingeladen, bis zum 30. September 2025 Feedback zu geben. Die öffentliche Konsultation 
finden Sie hier. 
 

Misstrauensvotum gegen EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 

erfolglos  

Am Donnerstag, dem 10. Juli, hat die Europäische Kommission unter der Leitung von 
Präsidentin Ursula von der Leyen ein Misstrauensvotum im Europäischen Parlament 
erfolgreich überstanden. Der Antrag, der von 77 Abgeordneten rechter Parteien wie AfD, 
Rassemblement National und Lega eingebracht worden war, wurde mit 360 Gegenstimmen, 
175 Ja-Stimmen und 18 Enthaltungen abgelehnt. Der Misstrauensantrag kritisierte die 
Kommission vor allem für ihre vermeintliche mangelnde Transparenz bei der Beschaffung von 
COVID-19-Impfstoffen und für ihre Verwaltung der Pandemie-Hilfsgelder. Präsidentin von der 
Leyen war bei der Abstimmung nicht anwesend, da sie an einer internationalen Konferenz in 
Rom teilnahm. Trotz des Überlebens der Kommission bleiben die politischen Spannungen 
innerhalb des Parlaments hoch. Mitglieder der sozialdemokratischen und liberalen Fraktionen 
werfen der Europäischen Volkspartei (EVP) vor, sich zunehmend mit rechten Kräften zu 
verbünden, was ihrer Meinung nach das Vertrauen in die Führung der Kommission und ihre 
politische Agenda untergraben könnte. Die Entscheidung fällt in eine kritische Zeit, in der sich 
die Kommission auf wichtige bevorstehende Ereignisse vorbereitet, darunter die 
Verhandlungen über den EU-Haushalt und die jährliche Rede von Präsidentin von der Leyen 
zur Lage der Union. Diese Momente werden entscheidend sein für die Festlegung des 
politischen Kurses und der Prioritäten für die verbleibende Amtszeit der Kommission, 
insbesondere in Bezug auf die Regulierungspolitik, die Bemühungen zur wirtschaftlichen 
Erholung und die laufenden Steuerreformen in der gesamten EU. Das Ergebnis dieser 
Abstimmung spiegelt die komplexe politische Landschaft in den EU-Institutionen wider und 
verdeutlicht die anhaltenden Debatten über Transparenz, Governance und die künftige 
Ausrichtung der europäischen Integration. 
 
 
 
 
 

  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ac_25_385
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ac_25_385
https://single-market-economy.ec.europa.eu/document/download/d92c78d0-7d47-4a16-b53f-1cead54bcb49_en?filename=Communication%20-%20Single%20Market%20Strategy.pdf
https://research-and-innovation.ec.europa.eu/document/download/2f76a0df-b09b-47c2-949c-800c30e4c530_en?filename=ec_rtd_eu-startup-scaleup-strategy-communication.pdf
https://research-and-innovation.ec.europa.eu/document/download/2f76a0df-b09b-47c2-949c-800c30e4c530_en?filename=ec_rtd_eu-startup-scaleup-strategy-communication.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14674-28th-regime-a-single-harmonized-set-of-rules-for-innovative-companies-throughout-the-EU_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14674-28th-regime-a-single-harmonized-set-of-rules-for-innovative-companies-throughout-the-EU/public-consultation_en


Die EU-Finanzminister tagen am 8. Juli erstmals unter dänischem Vorsitz in 

Brüssel 

Am Dienstag, dem 8. Juli, trafen sich die EU-Finanzminister in Brüssel zum ersten Mal unter 
dänischem Vorsitz. Die Minister verabschiedeten die letzten drei Rechtsakte, die Bulgarien 
den Weg für die Einführung des Euro am 1. Januar 2026 ebnen. Außerdem aktivierten sie die 
nationale Ausnahmeregelung im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspakts (SWP) für 15 
Mitgliedstaaten, um ihnen den Übergang zu höheren Verteidigungsausgaben auf nationaler 
Ebene zu erleichtern und gleichzeitig die Tragfähigkeit ihrer Schulden zu gewährleisten. 
Darüber hinaus führten die Minister eine politische Debatte über das Paket zur einheitlichen 
Währung und tauschten sich über den jüngsten Vorschlag der Kommission zur Überarbeitung 
des EU-Rahmens für Verbriefungen aus. Schließlich wurde ein neues Verfahren bei einem 
übermäßigen Defizit (VÜD) gegen Österreich eingeleitet und der Nettoausgabenkurs 
Rumäniens angesichts der unzureichenden Maßnahmen im Rahmen seines ursprünglich 
2020 eingeleiteten VÜD überarbeitet. Auf dieser ECOFIN-Tagung wurden keine Steuerfragen 
erörtert. 
 
 

Neue Studie der EU-Steuerbeobachtungstelle (EU Tax Observatory): „The 

Distribution of Profit Shifting“ 

Ein aktuelles Arbeitspapier der EU-Steuerbeobachtungsstelle mit dem Titel „The Distribution 
of Profit Shifting“ aus dem Juli wirft ein neues Licht auf das Ausmaß und die Verteilung von 
Gewinnverlagerungen durch multinationale Unternehmen (MNU) und liefert wichtige 
Erkenntnisse über die Wirksamkeit der globalen Mindeststeuer (GMT). Die auf deutschen 
Verwaltungsdaten basierende Studie schätzt, dass deutsche MNU im Jahr 2022 rund 19 
Milliarden Euro in Steueroasen verlagert haben. Die Studie stellt ein exponentielles Muster 
der Gewinnverlagerungen über die gesamte Unternehmensgröße hinweg fest, wobei die GMT 
weniger als 30 % der MNE-Konzerne, aber 95 % aller verlagerten Gewinne abdeckt. Darüber 
hinaus setzen die Autoren das Einnahmepotenzial aus der Besteuerung von 
Überschussgewinnen in Niedrigsteuergebieten in Beziehung zu den Compliance-Kosten der 
GMT, wobei sie einen Referenzsteuersatz von 15 % zugrunde legen. Für Konzerne, die 
derzeit von der GMT erfasst sind, überwiegen die Einnahmeneinbußen deutlich, während eine 
Ausweitung der Anwendung auf weitere Konzerne nur zu geringfügigen Nettogewinnen führt. 
Die Ergebnisse der Studie stützen die politische Kohärenz der GMT angesichts der jüngsten 
einseitigen Herausforderungen. 
 

 

Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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